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ENTWÄSSERUNGSSATZUNG der Stadt Hünfeld  in der Fassung gemäß 
Beschlussfassungen der Stadtverordnetenversammlung vom 
15.10.2015, 29.11.2017 und 28.02.2018, in Kraft ab 01.01.2018 

I. Allgemeines 
§ 1 Öffentliche Einrichtung 
Die Stadt betreibt in Erfüllung ihrer Pflicht zur Abwasserbeseitigung eine öffentli-
che Einrichtung. Sie bestimmt Art und Umfang der Einrichtung sowie den Zeit-
punkt ihrer Schaffung, Erneuerung und Erweiterung.   
§ 2 Begriffsbestimmungen 
Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung: 
Grundstück Das Grundstück im Sinne des Grundbuchrechts. 
Abwasser  Das durch Gebrauch in seinen  Eigenschaften veränderte  
  Wasser (Schmutzwasser), das von Niederschlägen aus dem  
  Bereich bebauter oder künstlich befestigter Flächen abflie- 
  ßende und gesammelte Wasser (Niederschlagswasser) so- 
  wie das sonstige zusammen mit Schmutzwasser oder Nie- 
  derschlagswasser in Abwasseranlagen abfließende Wasser.  
  Als Abwasser gilt auch das aus Anlagen zum Behandeln, La- 
  gern und Ablagern von Abfällen austretende und gesam- 
  melte Wasser sowie der in Kleinkläranlagen anfallende  
  Schlamm, soweit er aus häuslichem Abwasser stammt. 
Brauchwasser Das aus anderen Anlagen (z. B. Brunnen, Zisternen oder  
  ähnlichen Vorrichtungen zum Sammeln von Nieder- 
  schlagswasser) und Gewässern entnommene Wasser, wel- 
  ches unmittelbar (z. B. über die Grundstücksentwässe- 
  rungseinrichtungen) oder mittelbar in die Abwasseranlage 
   eingeleitet wird bzw. dieser zufließt. 
Abwasseranlagen Sammelleitungen, Behandlungsanlagen und Anschlusslei- 
  tungen. 
  Zu den Abwasseranlagen gehören auch Einrichtungen 
   Dritter, deren sich die Stadt zur Erfüllung ihrer Aufgaben  
  bedient oder zu deren Schaffung, Erweiterung, Erneuerung 
   oder Unterhaltung sie beiträgt. 
Sammelleitungen Leitungen zur Sammlung des über die Anschlussleitungen 
   von den angeschlossenen Grundstücken kommenden Ab- 
  wassers bis zur Behandlungsanlage oder bis zur Einleitung  
  in ein Gewässer oder eine fremde Abwasseranlage ein- 
  schließlich der im Zuge dieser Leitungen errichteten ab- 
  wassertechnischen Bauwerke (Netz). 
Behandlungs- Einrichtungen zur Reinigung und Behandlung des Abwas- 
anlagen  sers; zu diesen Einrichtungen gehören auch die letzte(n)  
  Verbindungsleitung(en) vom Netz sowie die Ablauflei- 
  tung(en) zum Gewässer. 
Zuleitungskanäle Die im Erdreich oder in der Grundplatte unzugänglich ver- 
  legten Leitungen der Grundstücks- entwässerungsanlagen, 
   die das Abwasser den Anschlussleitungen zuführen und  
  die Anschlussleitungen. (Skizze siehe Anhang, Anlage 1 zu 
   § 2) 
Anschluss- Leitungen von der Sammelleitung bis 
leitungen  – rechtwinklig gemessen - 1 m hinter der Grundstücksgren- 
  ze der zu entsorgenden Grundstücke, soweit ein Übergabe- 
  schacht nicht vorhanden ist oder die Leitungslänge zwi- 
  schen der der Grundstücksgrenze zugewandten Außen- 
  wandung des Unterteiles des Übergabeschachtes und  
  Grundstücksgrenze mehr als 6 m beträgt. 
  – zur Außenwandung des Unterteiles des Übergabeschach- 
  tes, sofern ein Übergabeschacht vorhanden ist und die Lei- 
  tungslänge zwischen der der Grundstücksgrenze zuge- 
  wandten Außenwandung des Unterteiles des Übergabe- 
  schachtes und Grundstücksgrenze nicht mehr als 6 m  
  beträgt. 
Übergabeschacht Schacht (lichter Durchmesser mindestens 1,0 m) auf dem 
   Grundstück des Anschlussnehmers. Bei langen Zulei- 
  tungskanälen können weitere Schächte (Sammelschächte)  
  vorgesehen werden. Der Übergabeschacht dient grundsätz- 
  lich auch als Reinigungsschacht.  
Sammelschacht Schacht auf dem Grundstück des Anschlussnehmers. 
Grundstücksent- Alle Einrichtungen auf den Grundstücken, die der Samm- 
wässerungsanlagen  lung, Vorreinigung und Ableitung des Abwassers dienen,  
  soweit sie nicht Anschlussleitungen sind.   
Grundstücksklär- Kleinkläranlagen oder Sammelgruben (Behälter). 
einrichtungen 
Anschlussnehmer Grundstückseigentümer,   Erbbauberechtigte,   Nießbrau- 
  (-inhaber) cher und sonstige zur Nutzung des Grund- 
  stücks dinglich Berechtigte. 
Abwassereinleiter Anschlussnehmer (-inhaber) und alle zur Ableitung des auf 
   dem Grundstück anfallenden Abwassers Berechtigte und 
   Verpflichtete (insbesondere auch Pächter, Mieter, Unter- 
  mieter usw.) sowie alle, die der Abwasseranlage tatsächlich 
   Abwasser zuführen. 
II. Anschluss und Benutzung 
§ 3 Grundstücksanschluss 
(1) Jedes Grundstück - das grundsätzlich nur einen Anschluss erhält - ist  
 gesondert und unmittelbar an die Anschlussleitung anzuschließen;  
 Gleiches gilt, wenn die Stadt für jedes dem Aufenthalt von Menschen  
 dienende Gebäude auf einem Grundstück eine gesonderte Anschluss- 
 leitung verlegt hat.  
(2) Die Stadt kann in Ausnahmefällen zulassen oder verlangen, dass meh- 
 rere Grundstücke über eine gemeinsame Anschlussleitung an die Ab- 
 wasseranlage angeschlossen werden, wenn die nicht im öffentlichen  
 Bereich liegenden Teile der gemeinsamen Anschlussleitung durch  
 Grunddienstbarkeit oder Baulasteintragung gesichert sind.  
(3) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbständige  
 Grundstücke geteilt, so gelten die vorstehenden Regelungen für jedes  
 neue Grundstück entsprechend.  
(4) Die Anschlussleitung wird ausschließlich von der Stadt hergestellt,  
 erneuert, verändert, unterhalten oder beseitigt.  Die Stadt bestimmt 
  Art und Lage des Anschlusses, die Führung und lichte Weite der Lei- 
 tung sowie Art und Lage des Übergabeschachtes nach den Verhältnis- 
 sen der einzelnen Grundstücke. Begründete Wünsche der Anschluss- 
 nehmer sind dabei nach Möglichkeit zu berücksichtigen. 
(5) Erfolgt die Entwässerung eines Grundstückes im Trennsystem, erhält 
  ein Grundstück grundsätzlich jeweils eine Anschlussleitung für die  
 Abführung des Schmutzwassers sowie des Niederschlagswassers. Die  
 Regelungen der Abs. 1 bis 4 gelten sinngemäß. 
§ 4  Anschluss- und Benutzungszwang 
(1) Jeder Eigentümer eines Grundstücks oder der zur Nutzung eines  
 Grundstückes dinglich Berechtigte (Anschlussnehmer), auf dem Ab- 
 wasser anfällt, hat die Pflicht, dieses Grundstück an die Abwasseranla- 
 ge anzuschließen, wenn es durch eine betriebsfertige Sammelleitung 
  erschlossen und eine Anschlussleitung an das Grundstück herange- 
 führt ist. Hat die Stadt mehrere Anschlussleitungen zu einem Grund- 
 stück verlegt, ist das Grundstück entsprechend den Vorgaben der Stadt  
 anzuschließen. Die Anordnung des Anschlusses kann durch öffentli- 
 che Bekanntmachung erfolgen.  
(2) Jeder Abwassereinleiter muss Abwasser, das der Beseitigungspflicht 
  nach § 37 Abs. 1 HWG und der Überlassungspflicht nach § 37 Abs. 3 
  HWG unterliegt, der Abwasseranlage zuführen. 
(3) Vom Anschluss- und Benutzungszwang kann abgesehen werden,  
 wenn einer der Ausnahmefälle nach § 37 Abs. 1 Satz 2 oder nach § 37  
 Abs. 5 Satz 1 HWG vorliegt. 
(4) Sowohl der Anschluss eines Grundstücks als auch die Zuführung von 
  Abwasser dürfen nur nach Genehmigung durch die Stadt erfolgen.  
 Diese kann im Einzelfall aus technischen oder wasserwirtschaftlichen 
  Gründen eingeschränkt oder modifiziert werden. Die Erteilung der  
 Genehmigung für die Zuführung von Abwasser setzt voraus, dass der  
 Grundstückseigentümer einen Nachweis darüber vorlegt, dass die Zu- 
 leitungskanäle auf seinem Grundstück den allgemein anerkannten Re- 
 geln der Technik entsprechen. § 5 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend.§ 
5 Grundstücksentwässerungsanlagen 
(1) Grundstücksentwässerungsanlagen sind entsprechend den von der  
 Stadt bzw. vom Eigenbetrieb Abwasseranlagen genehmigten Plänen 

 unter Beachtung der Prüfbemerkungen, Auflagen und Bedingungen 
  herzustellen und müssen nach den jeweils geltenden bau- und wasser- 
 rechtlichen Vorschriften sowie den allgemein anerkannten Regeln der  
 Technik geplant, hergestellt, unterhalten und betrieben werden. Bau- 
 - und Installationsarbeiten dürfen allein durch fachkundige Unterneh- 
 mer ausgeführt werden.  
(2) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, vor Zufüllen der Baugrube alle 
  neu verlegten Grundstücksentwässerungsanlagen durch den Eigenbe- 
 trieb Abwasseranlagen besichtigen zu lassen, sodass Art und Güte der 
  Ausführung geprüft werden können. Der Besichtigungstermin ist dem  
 Eigenbetrieb Abwasseranlagen 2 Werktage vorher anzuzeigen. Festge- 
 stellte Mängel sind innerhalb einer vom Eigenbetrieb gesetzten Frist zu 
  beseitigen.  
(3) Der Anschlussnehmer hat bei Neubaumaßnahmen von Gebäuden für  
 die neu hergestellten oder veränderten Teile der Grundstücksentwässe- 
 rungsanlage einen Nachweis über deren Dichtheit von einer zugelasse- 
 nen Fachfirma vorzulegen. 
(4) Die Zuleitungskanäle im Bereich der Grundstücksentwässerungsanla- 
 gen unterliegen ebenso wie die Anschlussleitungen und die öffentli- 
 chen Sammelleitungen der Überwachung durch die Stadt gemäß § 37  
 Abs. 2 Satz 1 HWG. Diese Überwachungsaufgabe erfüllt die Stadt da- 
 durch, dass sie eine Kamerabefahrung der Zuleitungskanäle im Bereich 
 der Grundstücksentwässerungsanlagen bis zu einer Gesamtlänge von 
  100 Meter abzüglich der Gesamtlänge der Anschlussleitungen durch- 
 führt. Den Zeitpunkt der Kamerabefahrung bestimmt die Stadt. Über- 
 steigt die Gesamtlänge der Zuleitungskanäle 100 Meter, bestimmt die 
  Stadt, ob sie für die über die Gesamtlänge von 100 Meter hinausgehen- 
 den Teile der Zuleitungskanäle eine Kamerabefahrung im Bereich der 
  Grundstücksentwässerungsanlagen selbst durchführt oder den An- 
 schlussnehmer entsprechend verpflichtet.  
(5)  Können bei einem Grundstück die Zuleitungskanäle nicht in einem  
 Durchgang mit der Kamera durchfahren werden, weil entweder Be- 
 schädigungen des Kanals festgestellt werden oder aber sonstige techni- 
 sche Hindernisse eine weitere Befahrung verhindern, ist es Aufgabe des 
  Anschlussnehmers, die Zuleitungskanäle auf seinem Grundstück in  
 einen ordnungsgemäßen, den allgemein anerkannten Regeln der  
 Technik entsprechenden Zustand zu versetzen und dieses der Stadt in- 
 nerhalb einer von dieser zu setzenden Frist nachzuweisen. Aus dem  
 Nachweis muss die Art, die Dimension, die Lage und der Zustand der 
  Zuleitungskanäle auf seinem Grundstück hervorgehen.  
(6) Betriebe oder Stellen, die mit der Zustandserfassung von Abwasserka- 
 nälen und -leitungen beauftragt werden, müssen vor Auftragsvergabe  
 und während der Werkleistung die erforderliche Fachkunde, Leis- 
 tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit nachweisen. Der Nachweis gilt als  
 erbracht, wenn der Betrieb oder die Stelle die Anforderungen der vom  
 Deutschen Institut für Gütesicherung und Kennzeichnung e.V. (RAL)  
 herausgegebenen Gütesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 oder gleich- 
 wertige Anforderungen erfüllt. Die Anforderungen sind erfüllt, wenn  
 der Betrieb oder die Stelle im Besitz des RAL-Gütezeichens für den je- 
 weiligen Ausführungsbereich oder die jeweilige Beurteilungsgruppe  
 ist. Die Anforderungen sind ebenfalls erfüllt, wenn der Betrieb oder die 
  Stelle die Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit unter Be- 
 achtung der Anforderungen der Güte- und Prüfbestimmungen RAL-- 
 GZ 961 nachweist. 
(7) Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich je- 
 der Anschlussnehmer selbst zu schützen. 
(8) Sofern der Anschlussnehmer bauliche Veränderungen an Gebäuden  
 vornimmt, die die bestehenden Grundstücksentwässerungsanlagen  
 berühren, sind diese grundsätzlich nach den Anforderungen der aktu- 
 ell geltenden Entwässerungssatzung auszustatten. 
(9) Fehlt es an dem für die Ableitung von Abwasser erforderlichen Gefälle, 
  hat der Abwassereinleiter eine Hebeanlage einzubauen. Es besteht kein 
  Anspruch auf die Entwässerung im freien Gefälle. 
§ 6 Grundstückskläreinrichtungen 
(1) Grundstückskläreinrichtungen müssen vom Grundstückseigentümer 
  auf eigene Kosten angelegt und betrieben werden, wenn in die Abwas- 
 seranlage nur vorgeklärtes Abwasser eingeleitet werden darf oder wenn 
  ein Grundstück, auf dem Abwasser anfällt, nicht an die Abwasseranla- 
 ge angeschlossen ist. 
(2) In die Grundstückskläreinrichtungen dürfen nicht eingeleitet werden: 
  Niederschlagswasser, Feststoffe sowie wassergefährdende, radioaktive  
 und mit Krankheitskeimen behaftete Stoffe. Der durch das Vorhanden- 
 sein solcher Stoffe bei der Entleerung und Beseitigung der Schlämme  
 und Abwässer verursachte Mehraufwand ist vom Anschlussnehmer zu 
  tragen. 
(3) Grundstückskläreinrichtungen sind vom Anschlussnehmer auf seine 
  Kosten stillzulegen, sobald die Möglichkeit geschaffen wurde, das  
 Grundstück an eine öffentliche Abwasseranlage anzuschließen bzw.  
 die Abwasseranlage die Behandlung des Abwassers sicherstellt. 
(4) Die Entnahme des Schlamms aus Kleinkläranlagen, soweit er aus häus- 
 lichem Abwasser stammt, sowie des Abwassers aus Sammelgruben be- 
 sorgt die Stadt. Diese kann sich dabei Dritter bedienen. Die Entlee- 
 rungszeiten werden von der Stadt festgesetzt und sind dem Anschluss- 
 nehmer rechtzeitig vor der Entleerung bekannt gegeben. Wird eine au- 
 ßerplanmäßige Leerung der Grundstückskläreinrichtungen notwen- 
 dig, so ist der Anschlussnehmer verpflichtet, dies umgehend der Stadt 
  mitzuteilen. Für die Entleerung und Beseitigung erhebt die Stadt Ge- 
 bühren nach Maßgabe dieser Satzung. 
§ 7 Allgemeine Einleitungsbedingungen 
(1) In die Abwasseranlage darf kein Abwasser eingeleitet werden, welches 
 - den Bauzustand und die Funktionsfähigkeit der Abwasseranlage stört, 
 - das Personal bei der Wartung und Unterhaltung der Anlagen gefähr- 
 det, 
 - die Abwasserbehandlung und die, insbesondere landwirtschaftliche, 
  Klärschlammverwertung beeinträchtigt, 
 - den Gewässerzustand nachhaltig beeinflusst, 
 - sich sonst umweltschädigend auswirkt. 
Es darf nur frisches oder in zulässiger Weise vorbehandeltes Abwasser eingeleitet 
werden. 
(2) Abfälle und Stoffe, welche die Kanalisation verstopfen, giftige, übelrie- 
 chende oder explosive Dämpfe und Gase bilden sowie Bau- und Werk- 
 stoffe in stärkerem Maße angreifen, dürfen nicht in die Abwasseranla- 
 ge eingebracht werden. Hierzu gehören insbesondere: 
 Schutt; Asche; Glas; Sand; Müll; Treber; Hefe; Borsten; Lederreste; Fa- 
 sern; Kunststoffe; Textilien und Ähnliches; Kunstharz; Lacke; Latices;  
 Bitumen und Teer sowie deren Emulsionen; flüssige Abfälle, die erhär- 
 ten; Zement; Mörtel; Kalkhydrat; Sturz- oder Stichblut; Jauche; Gülle;  
 Mist; Silagesickersaft; Schlempe; Trub; Trester; Krautwasser; Benzin;  
 Heizöl; Schmieröl; tierische und pflanzliche Öle und Fette; Säuren und 
  Laugen; chlorierte Kohlenwasserstoffe; Phosgen; Schwefelwasserstoff;  
 Blausäure und Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren Salze; Karbide,  
 welche Acetylen bilden; ausgesprochen toxische Stoffe; der Inhalt von 
  Chemietoiletten, Arzneimittel, radioaktive und mit Krankheitskei- 
 men behaftete Stoffe. 
 Das Einleiten von Kondensaten ist ausnahmsweise genehmigungsfä- 
 hig, wenn der Anschlussnehmer nachweist, dass das einzuleitende  
 Kondensat den pH-Grenzwertbereich gemäß § 8 (1) Ziffer 1.2 einhält.  
 Bei Feuerungsanlagen mit Leistungen > 200 kW muss stets eine Neutra- 
 lisation erfolgen.  
(3) Der Anschluss von Abfallzerkleinerungsanlagen, Nassentsorgungsan- 
 lagen, Dampfleitungen und Dampfkesseln und das Einleiten von  
 Kühlwasser sind nicht gestattet. 
(4) Auf Grundstücken, in deren Abwasser unzulässige Stoffe (z. B. Benzin,  
 Öle, Fette, Stärke) enthalten sind, müssen vom Anschlussnehmer An- 
 lagen zum Zurückhalten dieser Stoffe eingebaut und ordnungsgemäß 
  betrieben werden. Das Einleiten dieses Abwassers ist nur dann zuläs- 
 sig, wenn die erforderlichen Anlagen eingebaut sind und ihr ord- 
 nungsgemäßer Betrieb sichergestellt ist. 
(5) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten entsprechend, wenn Abwas- 
 sereinleitungen nicht von angeschlossenen Grundstücken auf Dauer,  
 sondern kurzzeitig aus mobilen Abwasseranfallstellen erfolgen. 
(6) Das Einleiten von Grundwasser ist grundsätzlich unzulässig. Soweit  
 Hausdränagen vor In-Kraft-Treten dieser Satzung zulässigerweise an  
 die Abwasseranlage angeschlossen worden sind, genießen diese An- 
 schlüsse Bestandsschutz bis zu dem Zeitpunkt, in dem eine anderweiti-  

ge Entsorgung des Grundwassers billigerweise verlangt werden kann. 
§ 8 Besondere Einleitungsbedingungen für nicht häusliches Abwasser 
(1) Für das Einleiten von Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben 
  oder vergleichbaren Einrichtungen (z. B. Krankenhäusern) gelten – so- 
 weit nicht durch wasserrechtliche Vorschriften die Einleitungsbefug- 
 nis weitergehend eingeschränkt ist – folgende Einleitungsgrenzwerte 
  in der nicht abgesetzten qualifizierten Stichprobe: 
     Dimension      Grenzwert 
1. Physikalische Parameter   
1.1 Temperatur   °C                35 
1.2 pH-Wert        -      6,5 – 10,0 
2. Organische Stoffe und Lösungsmittel                 
2.1 Organische Lösungsmittel (BTEX),  mg/l               10 
 bestimmt als Summe von Benzol und  
 dessen Derivaten (Benzol, Ethylbenzol,  
 Toluol, isomere Xylole) mittels Gas- 
 chromatografie   
2.2 Halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW), mg/l                   1 
 berechnet als organisch gebundenes Chlor  
 (die Einzelergebnisse werden in Chlorid  
 umgerechnet und dann addiert)1 mittels Gas- 
 chromatografie   
2.3 Adsorbierbare organische Halogenverbin- mg/l                   1 
 dungen, angegeben als Chlorid (AOX)  
2.4 Phenolindex   mg/l                20 
2.5 Kohlenwasserstoffe H 53 (Mineralöl  mg/l                20 
 und Mineralölprodukte)  
2.6 Extrahierbare schwerflüchtige lipophile mg/l             250 
  Stoffe H 17 (z. B. organische Fette)  
3. Anorganische Stoffe (gelöst)   
3.1 Ammonium, berechnet als Stickstoff mg N/l            100 
3.2 Nitrit, berechnet als Stickstoff  mg N/l                 5 
3.3 Cyanid, leicht freisetzbar  mg/l                 0,2 
3.4 Sulfat    mg/l             400  
4. Anorganische Stoffe (gesamt) 3   
4.1 Arsen    mg/l                0,1 
4.2 Blei    mg/l                0,5 
4.3 Cadmium    mg/l                0,1 
4.4 Chrom    mg/l                0,5 
4.5 Chrom-VI    mg/l                0,1 
4.6 Kupfer    mg/l                0,5 
4.7 Nickel    mg/l                0,5 
4.8 Quecksilber   mg/l                0,05 
4.9 Silber    mg/l                0,1 
4.10 Zink    mg/l                2,0 
4.11 Zinn    mg/l                2,0 
 Die Temperatur wird in Grad Celsius nach der DIN 38404-4 gemessen,  
 der pH-Wert nach der DIN EN ISO 10523. Die DIN 38404-4 und die  
 DIN EN ISO 10523 sind bei der Stadt Hünfeld archivmäßig gesichert  
 niedergelegt. Im Übrigen richten sich die zur Ermittlung der  
 physikalischen und chemischen Beschaffenheit des Abwassers not  
 wendigen Untersuchungen nach den einschlägigen Verfahren der Ab 
 wasserverordnung in der jeweils geltenden Fassung. Die zusätzlichen  
 analytischen Festlegungen, Hinweise und Erläuterungen der Anlage   
 „Analysen- und Messverfahren“ der Abwasserverordnung in der Fas  
 sung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2004 (BGBl. I S. 1108, 2625),   
 die zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S.   
 2585) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sind zu be- 
 achten. Im Übrigen sind die notwendigen Untersuchungen nach den  
 Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und Schlammun 
 tersuchung in der jeweils geltenden Fassung oder den entsprechenden  
 DIN-Normen des Fachnormenausschusses Wasserwesen im Deut  
 schen Institut für Normung e. V., Berlin, auszuführen.  
(2) Werden von der obersten Wasserbehörde Anforderungsregelungen zur 
  Behandlung und/oder Zurückhaltung bestimmter Abwasserinhalts- 
 stoffe amtlich eingeführt, sind diese zu beachten. Die davon betroffe- 
 nen Einleitungsgrenzwerte gelten als eingehalten, wenn der An- 
 schlussnehmer zweifelsfrei nachweist, dass die gestellten Anforderun- 
 gen vollständig erfüllt werden. 
(3) Im Bedarfsfall können 
 a) für nicht im ersten Absatz genannte Stoffe Grenzwerte fest- 
 gesetzt werden, 
b) höhere Grenzwerte unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs 
  zugelassen werden, wenn die schädlichen Stoffe und Eigenschaften  
 des Abwassers innerhalb dieser Grenzen für die Abwasseranlage, die  
 darin beschäftigten Personen und die Abwasserbehandlungsanlage  
 vertretbar sind, 
c) geringere Grenzwerte oder Frachtbegrenzungen festgesetzt werden,  
 um insbesondere eine 
 - Gefährdung der Abwasseranlage oder des darin beschäftigten Perso- 
 nals, 
 - Beeinträchtigung der Benutzbarkeit der Anlagen, 
 - Erschwerung der Abwasserbehandlung oder Klärschlammverwer- 
 tung 
  zu vermeiden. 
(4) Das zielgerichtete Verdünnen des Abwassers zum Erreichen der Einlei- 
 tungsgrenzwerte ist unzulässig. 
(5) Für das Einleiten von Abwasser, das radioaktive Stoffe enthalten kann,  
 gelten die Grundsätze und Vorschriften der Strahlenschutzverord- 
 nung in der jeweils geltenden Fassung. 
(6) Fallen auf einem Grundstück betriebsbedingt erhöhte Abwassermen- 
 gen stoßweise an und führt dies zu vermeidbaren Belastungen bei der 
  Abwasserbehandlung, kann die Stadt die Pufferung des Abwassers auf 
  dem angeschlossenen Grundstück und sein gleichmäßiges Einleiten  
 in die Abwasseranlage verlangen. 
(7) Die Stadt kann dem Anschlussnehmer das Führen eines Betriebstage- 
 buchs aufgeben, in dem alle die Abwassersituation auf dem ange- 
 schlossenen Grundstück betreffenden Daten festzuhalten sind. 
(8) Abwasser, das nach den vorstehenden Bedingungen nicht eingeleitet  
 werden darf, ist aufzufangen und in gesetzlich zugelassener Art und  
 Weise zu entsorgen. 
§ 9 Überwachen der Einleitungen 
(1) Die Stadt überwacht die Einleitungen nicht häuslichen Abwassers ent- 
 sprechend den Bestimmungen der aufgrund des § 40 Abs. 2 Nr. 3 HWG  
 erlassenen Rechtsverordnung in der jeweils geltenden Fassung. Das  
 Überwachen erfolgt auf Kosten des jeweiligen Abwassereinleiters (An- 
 lage 1) Mit dem Überwachen kann die Gemeinde eine staatlich aner- 
 kannte Untersuchungsstelle betrauen. 
(2) Das Überwachen der Einleitungen nicht häuslichen Abwassers durch  
 die Stadt erfolgt unabhängig von einer im Einzelfall von der Wasserbe - 
 hörde verlangten Eigenüberwachung bestimmter Einleiter. 
(3) Das Überwachen orientiert sich an den in § 8 Abs. 1 festgelegten Einlei- 
 tungsgrenzwerten, an den in Einleitungserlaubnissen gemäß § 58  
 WHG festgesetzten Werten und an den Vorgaben wasserrechtlicher  
 Genehmigungen gemäß § 60 WHG. Im Regelfall wird die Überwa- 
 chung mindestens einmal jährlich durchgeführt. 
(4) Das Messprogramm des Abs. 3 kann von der Stadt jederzeit erweitert  
 werden, wenn sich aus dem Ergebnis des bisherigen Überwachens Ver- 
 anlassung hierzu ergibt. Festgestellte Überschreitungen einzuhalten- 
 der Grenzwerte können eine Intensivierung der Überwachung zur Fol- 
 ge haben. 
(5) Der Abwassereinleiter kann von der Stadt zusätzliche Untersuchungen 
  des Abwassers verlangen, nicht jedoch deren Zeitpunkt bestimmen.  
 Hierbei hat er das Recht, diese auf einzelne Grenzwerte oder den che- 
 mischen Sauerstoffbedarf zu beschränken. 
(6) Die Aufwendungen der Stadt für das Überwachen sind vom Abwasser- 
 einleiter in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. Dieser An- 
 spruch entsteht mit der Vorlage des Überwachungsergebnisses und ist  
 einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fällig. Die Durchfüh- 
 rung zusätzlicher Untersuchungen sowie die Bestimmung des chemi- 
 schen Sauerstoffbedarfs kann die Stadt von der Vorauszahlung der da- 
 für zu leistenden Kosten abhängig machen. 
(7) Die Stadt kann in begründeten Fällen verlangen, dass der Abwasserein- 
 leiter an einer von der Gemeinde zu bestimmenden Stelle ein automa- 
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